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Drittes Gesetz 

zur Änderung des Bundesrückerstattungsgesetzes *) 

Vom 2. Oktober 1964 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Bundesrückerstattungsgesetzes 

Das Bundesgesetz zur Regelung der rückerstat¬ 
tungsrechtlichen Geldverbindlichkeiten des Deut¬ 
schen Reichs und gleichgestellter Rechtsträger (Bun- 
desrückerstattung.sgesetz — BRüG) vom 19. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 734), zuletzt geändert durch 
das Zweite Gesetz zur Änderung des Bundesrück¬ 
erstattungsgesetzes vorn 13. Januar 1959 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 21), wird wie folgt geändert und er¬ 
gänzt: 

1. Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt: 

„§ 2 a 

(1) Ein in § 1 genannter Rechtsträger ist im 
Sinne der in § 11 Nr. 1 Buchstabe a genannten 
Rechtsvorschriften in bezug auf einen feststell¬ 
baren Vermögensgegenstand rückerstattungs¬ 
pflichtig, wenn er sich entgegen rechtsstaatlichen 
Grundsätzen das Eigentum, die Eigentümerstel¬ 
lung, den Besitz oder die Verfügungsmacht ver¬ 
schafft oder angemaßt hat. 

(2) Ein in § 1 genannter Rechtsträger ist im 
Sinne des Absatzes 1 insbesondere dann rück¬ 
erstattungspflichtig, wenn er dem Verfolgten 
auferlegt hat, den feststellbaren Vermögens- 


•) Ändert Bundesgesetzbl. III 250-1 


gegenständ an einen bestimmten Erwerber oder 
an eine Vielzahl bestimmter Erwerber zu ver¬ 
äußern. 

(3) Die Rückerstattungspflicht eines der in § 1 
genannter! Rechtsträger im Sinne der Absätze 1 
und 2 wird nicht dadurch ausgeschlossen, daß der 
Verfolgte durch Verfolgungsmaßnahmen ge¬ 
zwungen wurde, an der Veräußerung des fest¬ 
stellbaren Vermögensgegenstandes mitzuwirken. 

(4) Ein in § 1 genannter Rechtsträger ist im 
Sinne der Absätze 1 und 2 nicht schon dann rück¬ 
erstattungspflichtig, wenn der Verfolgte einen 
feststellbaren Vermögensgegenstand veräußert 
hat, um rechtswidrige Sonderabgaben bezahlen 
oder einen Vermögenstransfer durchführen zu 
können. 

(5) Sind im Geltungsbereich der in § 11 Nr, 1 
Buchstaben b und c genannten Rechtsvorschrif¬ 
ten feststellbare Vermögensgegenstände von 
einem der in § 1 genannten Rechtsträger ent¬ 
zogen worden, so ist dieser Rechtsträger scha¬ 
denersatzpflichtig, wenn die Gegenstände in der 
Hand eines Nacherwerbers verlorengegangen, 
beschädigt oder in ihrem Wert vermindert wor¬ 
den sind; § 848 des Bürgerlichen Gesetzbuchs fin¬ 
det Anwendung." 

2. Nach § 5 wird folgender § 5 a eingefügt: 

„§ 5a 

Sind feststellbare Vermögensgegenstände, die. 
verlorengegangen sind, durch einen der in § 1 
genannten Rechtsträger innerhalb der in Artikel 4 
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der Berliner Verfassung von 1950 festgelegten 
Grenzen, aber außerhalb des Gebiets der jetzi¬ 
gen Westsektoren von Berlin entzogen worden, 
so gilt die Entziehung als innerhalb des Gel¬ 
tungsbereichs der in § 11 Nr. 1 Buchstabe d ge¬ 
nannten Rechtsvorschriften zur Rückerstattung 
feststellbarer Vermögensgegenstände vorgenom¬ 
men, wenn die Personen, denen die Vermögens¬ 
gegenstände entzogen worden sind, oder deren 
Rechtsnachfolger zu irgendeinem Zeitpunkt zwi¬ 
schen dem 30. Januar 1933 und dem 31. Dezember 
1961 ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt 
oder ihren Sitz im Geltungsbereich dieses Ge¬ 
setzes oder in Gebieten hatten, mit deren 
Regierungen die Bundesrepublik Deutschland 
am 8. Oktober 1964 diplomatische Beziehungen 
unterhält. § 45 Abs. 2 findet entsprechende An¬ 
wendung." 

3. Nach § 6 wird folgender § 6 a eingefügt: 

H§ 6 a 

In Verfahren über rückerstattungsrechtliche 
Ansprüche (§§ 1, 3) kann ein Anspruch ganz oder 
teilweise durch gerichtliche Entscheidung ver¬ 
sagt werden, wenn der Berechtigte sich unlaute¬ 
rer Mittel bedient oder vorsätzlich oder grob 
fahrlässig unrichtige oder irreführende Angaben 
über Grund oder Höhe des Anspruchs gemacht, 
veranlaßt oder zugelassen hat." 

4. Nach § 7 wird folgender § 7 a eingefügt: 

„§ 7 a 

(1) In Verfahren über rückerstattungsrecht¬ 
liche Ansprüche (§§ 1, 3) soll von der Vorlage 
eines Erbscheins abgesehen werden, wenn die 
Erbberechtigung auch ohne Vorlage eines Erb¬ 
scheins nachweisbar ist. 

(2) Verlangt ein Wiedergutmachungsorgan die 
Vorlage eines Erbscheins, so hat das Nachlaß¬ 
gericht auf Antrag des Berechtigten einen Erb¬ 
schein für den Rückerstattungsanspruch zu er¬ 
teilen. Soweit nach einer der in § 11 Nr. 1 Buch¬ 
staben a, b und d genannten Rechtsvorschriften 
zur Rückerstattung feststellbarer Vermögens¬ 
gegenstände eine Todesvermutung eingreift oder 
ein anderer Zeitpunkt des Todes festgestellt wor¬ 
den ist, ist diese Vermutung oder Feststellung 
für die Erteilung eines solchen Erbscheins maß¬ 
gebend. 

(3) Die Erteilung des Erbscheins für den Rück¬ 
erstattungsanspruch einschließlich des voraus¬ 
gegangenen Verfahrens ist gebühren- und aus¬ 
lagenfrei. § 107 Abs. 1 Satz 2 der Kostenordnung 
bleibt unberührt." 

5. § 11 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. als Altsparergesetz das Gesetz zur Milderung 
von Härten der Währungsreform {Altsparer¬ 
gesetz) in der Fassung vom 1. April 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 169) in Verbindung mit 
dem Gesetz zu § 4 Abs. 4 des Altsparerge¬ 
setzes vom 10. Dezember 1954 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 438);". 


6. § 21 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die entzogene RM-Forderung wird so behan¬ 
delt, als hätte sie dem Berechtigten vom Zeit¬ 
punkt der Entziehung bis zum Zeitpunkt der Um¬ 
stellung auf Deutsche Mark zugestanden." 

7. Nach § 29 wird folgender § 29 a eingefügt: 

„§ 29 a 

(1) Die Fristen des § 27 Abs. 2, § 28 Abs. 2 
und § 29 Abs. 5 gelten als gewahrt, wenn der 
Berechtigte bis zum 1. April 1959 den rückerstat¬ 
tungsrechtlichen Anspruch (§§ 1,3) irrtümlich bei 
einer unzuständigen Behörde der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland angemeldet oder durch Klage 
bei einem unzuständigen Gericht der Bundes¬ 
republik Deutschland geltend gemacht hat und 
aus der Anmeldung die feststellbaren Vermö¬ 
gensgegenstände erkennbar sind, für die Ersatz 
verlangt wird. 

(2) Die Anmeldung nach Absatz 1 wird un¬ 
wirksam, wenn der Anspruch nicht bis zum 

8. Oktober 1965 im Rückerstattungsverfahren 
geltend gemacht wird. § 27 Abs. 4 und § 28 Abs. 4 
finden entsprechende Anwendung." 

8. Nach § 29 a wird folgender § 29 b eingefügt: 

„§ 29 b 

(1) Ist ein rückerstattungsrechtlicher Anspruch 
(§§ 1, 3) wegen der Entziehung von Hausrat in 
den ehemals besetzten Westgebieten oder wegen 
der Entziehung von Schmuck- und Edelmetall¬ 
gegenständen in den ehemals besetzten oder ein¬ 
gegliederten Gebieten rechtskräftig zurückge¬ 
wiesen oder zurückgenommen worden, weil 
nicht nachzuweisen war, daß die entzogenen Ver¬ 
mögensgegenstände in den nach § 5 maßgeb¬ 
lichen Bereich gelangt sind, kann der Anspruch 
erneut im Rückerstattungsverfahren geltend ge¬ 
macht werden, wenn solche Vermögensgegen¬ 
stände auf Grund allgemeiner Maßnahmen 
aus dem Entziehungsgebiet ganz oder überwie¬ 
gend in den nach § 5 maßgeblichen Bereich ge¬ 
langt sind. 

(2) Die in Absatz 1 genannten allgemeinen 
Maßnahmen und die Entziehungsgebiete und 
Entziehungszeiträunie, für die sie getroffen wur¬ 
den, werden durch Rechtsverordnung der Bun¬ 
desregierung, die der Zustimmung des Bundes¬ 
rates bedarf, bezeichnet. 

(3) Der Anspruch ist innerhalb eines Jahres 
nach Inkrafttreten der in Absatz 2 genannten 
Rechtsverordnung geltend zu machen. § 27 Abs. 4 
und § 28 Abs. 4 finden entsprechende Anwen¬ 
dung. 

(4) Durch Rechtsverordnung der Bundesregie¬ 
rung, die der Zustimmung des Bundesrates be¬ 
darf, kann bestimmt werden, daß Absätze 1 
bis 3 entsprechend auch für andere als die in 
Absatz 1 genannten Gegenstände Anwendung 
finden, wenn solche Gegenstände auf Grund all¬ 
gemeiner Maßnahmen ganz oder überwiegend 
in den nach § 5 maßgeblichen Bereich gelangt 
sind. 
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(5) Rechtsverordnungen nach den Absätzen 2 
und 4 können nur bis zum 31. Dezember 196.5 er¬ 
lassen Vierden." 

9. § 30 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ist im Geltungsbereich der in § 11 Nr. 1 
Buchstaben a, b und d genannten Rechtsvor¬ 
schriften ein seiner Rechtsnatur nach rückerstat¬ 
tungsrechtlicher Anspruch (§§ 1, 3) irrtümlich 
nach §§ 189, 231 des Bundesentschädigungsge¬ 
setzes bis zum 1. April 1958 angemeldet worden, 
so gilt diese Anmeldung als fristgemäße Anmel¬ 
dung nach §§ 27, 29, wenn aus der Anmeldung 
die feststellbaren Vermögensgegenstände er¬ 
kennbar sind, für die Ersatz verlangt wird; das 
gleiche gilt auch, wenn die Anmeldung nach Ab¬ 
lauf der Frist des § 189 des Bundesentschädi¬ 
gungsgesetzes bis zum 1. April 1959 erfolgt ist. 
Durch die Anmeldung gilt auch die Klagefrist 
des § 28 Abs. 2 als gewahrt. 

(2) Ist im Geltungsbereich der in § 11 Nr. 1 
Buchstabe c genannten Rechtsvorschriften ein 
seiner Rechtsnatur nach rückerstattungsrecht¬ 
licher Anspruch (§§ 1, 3) irrtümlich nach §§ 189, 
231 des Bundesentschädigungsgesetzes bis zum 
1. April 1958 angemeldet worden, so gilt die 
Klagefrist als gewahrt, v/enn aus der Anmeldung 
die feststellbaren Vermögensgegenstände er¬ 
kennbar sind, für die Ersatz verlangt wird; das 
gleiche gilt auch, wenn die Anmeldung nach Ab¬ 
lauf der FrisL dos § 189 des Bundesentschädi¬ 
gungsgesetzes bis zum 1. April 1959 erfolgt ist. 
Die Anmeldung gilt auch als fristgemäße An¬ 
meldung nach §§ 27, 29." 

10. § 30 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Ist ein En tschädigungsverfahren anhängig, 
hat das Entschädigungsorgan die Sache auf An¬ 
trag über das zuständige Zentralanmeldeamt an 
die zuständige Wiedergutmachungsbehörde zu 
verweisen." 

11. § 30 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Ist über den Anspruch im Entschädigungs¬ 
verfahren ganz oder teilweise unanfechtbar oder 
rechtskräftig entschieden worden oder eine güt¬ 
liche Einigung rechtsgültig zustande gekommen, 
wird eine Anmeldung nach den Absätzen 1 und 2 
unwirksam, wenn der Anspruch nicht innerhalb 
eines Jahres nach Unanfechtbarkeit oder Rechts¬ 
kraft der Entscheidung oder Rechtsgültigkeit der 
gütlichen Einigung im Rückerstattungsverfahren 
geltend gemacht wird. Diese Frist endet jedoch 
nicht vor dem 8. Oktober 1965. § 27 Abs. 4 
und § 28 Abs. 4 finden entsprechende Anwen¬ 
dung." 

12. Nach § 30 wird folgender § 30 a eingefügt: 

„§ 30 a 

(1) Ist ein Verfahren über rückerstattungs¬ 
rechtliche Ansprüche (§§ 1, 3) bei einer unzu¬ 
ständigen Wiedergutmachungsbehörde anhängig, 
so ist die Sache auf Antrag des Berechtigten über 
das zuständige Zentralanmeldeamt an die zu¬ 


ständige Wiedergutmachungsbehörde oder, falls 
eine solche nicht besteht, an das zuständige Wie¬ 
dergutmachungsgericht 1. Instanz zu verweisen. 

(2) Ist ein solches Verfahren bei einem unzu¬ 
ständigen Wiedergutmachungsgericht anhängig, 
so ist die Sache auf Antrag des Berechtigten über 
das zuständige Zentralanmeldeamt an die zu¬ 
ständige Wiedergutmachungsbehörde oder an 
das zuständige Wiedergutmachungsgericht 1. In¬ 
stanz zu verweisen," 

13. § 31 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ver¬ 
pflichtet, die rückerstattungsrechtlichen An¬ 
sprüche (§§ 1, 3) nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften zu erfüllen." 

14. § 32 erhält folgende Fassung: 

„§ 32 

(1) Die rückerstattungsrechtlichen Ansprüche 
(§§ 1, 3) werden für den einzelnen Berechtigten 
in einem Bescheid (§ 38) zusammengefaßt und 
nach den folgenden Vorschriften befriedigt. 

(2) Von dem für den einzelnen Berechtigten 
insgesamt im Bescheid (§ 38) festgestellten Be¬ 
trag werden befriedigt 

1. Ansprüche bis zur Höhe von 40 000 Deutsche 
Mark und in Höhe von 75 vom Hundert des 
40 000 Deutsche Mark übersteigenden Be¬ 
trages; 

2. Ansprüche in Höhe der restlichen 25 vom 
Hundert des 40 000 Deutsche Mark überstei¬ 
genden Betrages 

a) ab 1. Januar 1965, wenn der Anspruch 
einer natürlichen Person zusteht, die das 
65. Lebensjahr vollendet hat, 

b) ab 1. Januar 1966, wenn der Anspruch 
einer juristischen Person zusteht, die nach 
ihrer Satzung oder sonstigen Verfassung 
und nach ihrer tatsächlichen Geschäftsfüh¬ 
rung ausschließlich und unmittelbar kirch¬ 
lichen, gemeinnützigen oder mildtätigen 
Zwecken dient, 

c) ab 1. Januar 1967, wenn der Anspruch an¬ 
deren als den in Buchstaben a und b ge¬ 
nannten Personen zusteht." 

15. § 33 wird gestrichen. 

16. § 34 erhält folgende Fassung; 

„§ 34 

(1) Der für den einzelnen Berechtigten insge¬ 
samt im Bescheid (§ 38) festgestellte Betrag ist, 
soweit er am 31. Dezember 1967 noch nicht ge¬ 
zahlt ist, ab 1. Januar 1968 zu verzinsen. Die 
Zinsen betragen 1 vom Hundert für jedes ange¬ 
fangene Vierteljahr. 

(2) Die Geltendmachung eines weiteren Ver¬ 
zugsschadens ist ausgeschlossen." 
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17. § 39 Abs. 1 Nr. 7 erhält folgende Fassung: 

„7. die Aufteilung des Geldbetrages gemäß 
§32,". 

18. § 39 Abs. 1 Nr. 10 wird gestrichen. Die Num¬ 
mern 11 bis 14 werden die Nummern 10 bis 13. 

19. In § 42 Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz werden 
die Worte „Abs. 2 bis 4, Abs. 6 Satz 1" ge¬ 
strichen. 

20. Nach § 43 wird folgender § 43 a eingefügt: 

„§ 43 a 

(1) Ist ein rückerstattungsrechtlicher Anspruch 
(§§ 1> 3) durch rechtskräftige Entscheidung oder 
rechtsgültige gütliche Einigung festgestellt und 
stellt sich nachträglich heraus, daß der Berech¬ 
tigte sich unlauterer Mittel bedient oder vor¬ 
sätzlich oder grob fahrlässig unrichtige oder 
irreführende Angaben über Grund oder Höhe 
des Anspruchs gemacht, veranlaßt oder zu¬ 
gelassen hat, so kann die nach § 38 Abs. 2 
zuständige Oberfinanzdirektion beantragen, den 
rückerstattungsrechtlichen Anspruch unter Auf¬ 
hebung der Entscheidung oder der gütlichen 
Einigung ganz oder teilweise abzuweisen. 

(2) Ist bereits ein Bescheid ergangen, so kann 
mit dem Antrag nach Absatz 1 der Antrag ver¬ 
bunden werden, den Bescheid abzuändern und 
den Berechtigten zur Rückzahlung der bereits 
bewirkten Leistungen zu verurteilen. 

(3) Der Antrag nach den Absätzen 1 und 2 
kann nur innerhalb einer Frist von 6 Monaten 
gestellt werden. Die Frist beginnt mit dem Tage, 
an dem die zuständige Oberfinanzdirektion von 
den Tatsachen Kenntnis erlangt hat, die den An¬ 
trag nach Absatz 1 oder 2 rechtfertigen. Nach 
Ablauf von 5 Jahren ist der Antrag unstatthaft; 
diese Frist beginnt mit dem Tage, an dem die 
Entscheidung rechtskräftig oder die gütliche Eini¬ 
gung rechtsgültig geworden ist, jedoch nicht 
vor dem 8. Oktober 1964. 

(4) § 42 Abs. 3 bis 5 findet Anwendung." 

21. § 44 erhält folgende Fassung: 

„§ 44 

(1) Natürlichen Personen, denen im Geltungs¬ 
bereich dieses Gesetzes feststellbare Vermö¬ 
gensgegenstände durch einen der in § 1 ge¬ 
nannten Rechtsträger entzogen worden sind, 
kann auf Antrag zur Milderung einer auf der 
Entziehung beruhenden Notlage ein Härteaus¬ 
gleich gewährt werden. 

(2) Das gleiche gilt für juristische Personen 
und ihre Rechtsnachfolger, soweit sie gemein¬ 
nützig im Sinne der Gemeinnützigkeitsverord¬ 
nung sind und der Härteausgleich zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben im Geltungsbereich dieses Ge¬ 
setzes erforderlich ist. 

(3) Die Flärteleistungen nach den Absätzen 1 
und 2 dürfen insgesamt einen Betrag von 10 Mil¬ 
lionen Deutsche Mark nicht übersteigen. 


(4) Anträge nach Absatz 1 sind bis zum 
1. April 1959, Anträge nach Absatz 2 sind bis 
zum 8. Oktober 1965 bei der Oberfinanzdirek¬ 
tion Frankfurt (Main), Bundesvermögens- und 
Bauabteilung, zu stellen." 

22. Nach § 44 wird folgender § 44 a eingefügt: 

„ § 44 a 

(1) Ist ein rückerstattungsrechtlicher An¬ 
spruch (§§ 1,3) wegen der Entziehung von Haus¬ 
rat in den ehemals besetzten Westgebieten oder 
wegen der Entziehung von Schmuck- und Edel¬ 
metallgegenständen in den ehemals besetzten 
oder eingegliederten Gebieten innerhalb der 
Frist der §§ 29, 27 nicht angemeldet worden, 
kann auf Antrag ein Härteausgleich gewährt 
werden, wenn solche Vermögensgegenstände 
auf Grund allgemeiner Maßnahmen aus dem 
Entziehungsgebiet ganz oder überwiegend in 
den nach § 5 maßgeblichen Bereich gelangt sind. 
Die in Satz' 1 genannten allgemeinen Maßnah¬ 
men und die Entziehungsgebiete und Ent¬ 
ziehungszeiträume, für die sie getroffen worden 
sind, werden durch Rechtsverordnung der Bun¬ 
desregierung, die der Zustimmung des Bundes¬ 
rates bedarf, bezeichnet. Durch Rechtsverord¬ 
nung der Bundesregierung, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, kann bestimmt werden, 
daß ein Härteausgleich auch wegen der Ent¬ 
ziehung von anderen als in Satz 1 genannten 
Gegenständen gewährt werden kann, wenn 
solche Gegenstände auf Grund allgemeiner 
Maßnahmen aus dem Entziehungsgebiet ganz 
oder überwiegend in den nach § 5 maßgeblichen 
Bereich gelangt sind; Satz 2 gilt entsprechend. 
Rechtsverordnungen nach Satz 2 und 3 können 
nur bis zum 31. Dezember 1965 erlassen werden. 

(2) Ein Härteausgleich wird nur natürlichen 
Personen, die im Zeitpunkt der Entziehung 
Eigentümer der entzogenen Gegenstände waren, 
gewährt. Ist der Eigentümer verstorben, wird 
der Härteausgleich dem überlebenden Ehegatten 
und den Kindern des Eigentümers gewährt. 

(3) Ein Härteausgleich wird nicht gewährt, 
wenn die nach Absatz 2 empfangsberechtigten 
Personen am 8. Oktober 1964 ihren Wohn¬ 
sitz oder dauernden Aufenthalt in Gebieten 
hatten, mit deren Regierungen die Bundes¬ 
republik Deutschland zu diesem Zeitpunkt keine 
diplomatischen Beziehungen unterhält. § 45 
Abs. 2 findet entsprechende Anwendung. 

(4) Der Antrag auf Härteausgleich kann von 
den nach Absatz 2 empfangsberechtigten Per¬ 
sonen gestellt werden; sind mehrere Personen 
empfangsberechtigt, so gilt der Antrag eines 
Empfangsberechtigten zugunsten aller emp¬ 
fangsberechtigten Personen, die der nach Ab¬ 
satz 5 zuständigen Behörde bei der Entscheidung 
über den Härteausgleich bekannt sind. Ist ein 
Antrag von mehreren nach Absatz 2 empfangs¬ 
berechtigten Personen gestellt oder gilt ein An¬ 
trag zugunsten mehrerer Empfangsberechtigter, 
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so wird der Ilärtoaiisgleich ihnen gemeinsam ge¬ 
wahrt. Sie sind in den Fällen des Absatzes 2 
Satz 2 im Verhältnis zueinander zu den Antei¬ 
len berechtigt, die ihren Anteilen am Nachlaß 
des Eigentümers (Absatz 2 Satz 1) entsprechen. 

(5) Die Bundesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bun¬ 
desrates bedarf, die für die Entgegennahme des 
Antrages und zur Entscheidung über den Härte¬ 
ausgleich zuständige Behörde. Der Antrag muß 
bei der nach Satz 1 zuständigen Behörde binnen 
eines Jahres nach Inkrafttreten der Rechts¬ 
verordnung eingegangen sein. 

(6) Die nach Absatz 5 zuständige Behörde hat 
von Amts wegen alle für die Gewährung des 
Härteausgleichs erheblichen Tatsachen zu er¬ 
mitteln; alle Behörden und Gerichte haben ihr 
unentgeltlich Amts- und Rechtshilfe zu leisten. 
Die nach Absatz 5 zuständige Behörde ist zur 
Entgegennahme von Versicherungen an Eides 
Statt befugt. 

(7) Nach Ablauf der in Absatz 5 genannten 
Frist kann 

bei der Entziehung von Hausrat in den ehe¬ 
mals besetzten Westgebieten ein Härte¬ 
ausgleich von 4000 Deutsche Mark, 

bei der Entziehung von Schmuck- und Edel- 
metallgegenständen in den ehemals be¬ 
setzten oder eingegliederten Gebieten ein 
Härteausgleich von 1000 Deutsche Mark 

als Vorauszahlung gezahlt werden. Der Härte¬ 
ausgleich beträgt jedoch höchstens zwei Drittel 
des Wiederbeschaffungswertes (§ 16) der ent¬ 
zogenen Vermögensgegenstände. 

(8) Soweit die in Absatz 1 Satz 3 vorgesehene 
Rechtsverordnung einen Härteausgleich auch für 
andere als in Absatz 1 Satz 1 genannten Gegen¬ 
stände zuläßt, kann sie auch bestimmen, welche 
Vorauszahlungen auf den Härteausgleich ge¬ 
zahlt werden; Absatz 7 Satz 2 gilt entsprechend. 

(9) Sind Vermögensgegenstände mehreren 
Mitgliedern einer Familiengemeinschaft ent¬ 
zogen worden, wird der Flärteausgleich nur ein¬ 
mal gewährt. Die Zahlungen nach Absatz 7 er¬ 
höhen sich in diesem Falle um 20 vom Hundert 
für den Ehegatten und um 10 vom Hundert für 
jedes Kind. Der Flärteausgleich beträgt jedoch 
höchstens zwei Drittel des Wiederbeschaffungs¬ 
wertes (§ 16) der der Familiengemeinschaft ins¬ 
gesamt entzogenen Vermögensgegenstände. Als 
Familiengemeinschaften gelten Ehegatten sowie 
ihre unverheirateten ehelichen Kinder, die das 
21. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten; maß¬ 
gebend sind Alter und Familienstand im Zeit¬ 
punkt der Entziehung. 

(10) Der Flärteausgleich wird im Falle des Ab¬ 
satzes 9 den Mitgliedern der Familiengemein¬ 
schaft gemeinsam gewährt. Sie sind im Verhält¬ 
nis zueinander entsprechend den Wieder- 
bcschallungswerten der ihnen entzogenen 
Gegenstände am Flärteausgleich beteiligt. Ist 


ein Mitglied der Familiengemeinschaft ver¬ 
storben, findet Absatz 2 Satz 2 entsprechende 
Anwendung, 

(11) Für die Durchführung der Bestimmungen 
der Absätze 1 bis 10 werden im Rahmen der im 
jeweiligen Haushaltsplan ausgebrachten Mittel 
bis zu 800 Millionen DM zur Verfügung ge¬ 
stellt. Die endgültige Höhe des im Einzelfall zu 
gewährenden Flärteausgleichs ist durch eine bis 
zum l.Juli 1967 zu erlassende Rechtsverord¬ 
nung der Bundesregierung festzusetzen, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf." 


Artikel II 

Übergangsvorschriften 

1. a) Ist vor Inkrafttreten dieses Gesetzes ein rück¬ 

erstattungsrechtlicher Anspruch (§§ 1, 3) rechts¬ 
kräftig zurückgewiesen oder zurückgenommen 
worden, kann der Anspruch bis zum 
8. Oktober 1965 erneut im Rückerstattungs¬ 
verfahren geltend gemacht werden, soweit 
dem Berechtigten auf Grund der Änderungen 
in Artikel I Nr. 1 erstmalig ein rückerstattungs¬ 
rechtlicher Anspruch zusteht. 

b) § 27 Abs. 4 und § 28 Abs. 4 finden entspre¬ 
chende Anwendung. 

2. a) Soweit einem Berechtigten auf Grund der 

Änderung in Ärtikel I Nr. 2 dieses Gesetzes 
erstmalig rückerstattungsrechtliche Änsprüche 
(§§ 1, 3) zustehen, endet die Änmeldefrist für 
diese Änsprüche mit Äblauf des 8. Oktober 
1965. 

b) § 29 Abs. 1, 3 und 4 sowie § 27 Abs. 4 finden 
entsprechende Anwendung. 

3. a) Soweit einem Berechtigten auf Grund der 

Änderungen in Artikel I Nrn. 5 und 6 weiter¬ 
gehende rückerstattungsrechtliche Ansprüche 
(§§ 1, 3) zustehen, als ihm vor dem Inkraft¬ 
treten dieses Gesetzes durch rechtskräftige 
Entscheidung oder rechtsgültige gütliche Eini¬ 
gung zuerkannt worden sind, ist der Bescheid 
(§ 38) auf Antrag des Berechtigten nach Maß¬ 
gabe des Artikels I Nrn. 5 und 6 zu ergänzen. 

b) Der Antrag ist innerhalb der in Nummer 1 
Buchstabe a genannten Frist an die Ober¬ 
finanzdirektion zu richten, die den Bescheid 
(§ 38) erteilt hat. 

4. Soweit vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
über einen rückerstattungsrechtlichen Anspruch 
(§§ 1, 3), der nach der Änderung in Artikel I 
Nr. 9 nicht als fristgemäß angemeldet gilt, gnuz 
oder teilweise rechtskräftig entschieden worden 
oder eine gütliche Einigung rechtsgültig zustande 
gekommen ist, behält es hierbei zugunsten des 
Berechtigten sein Bewenden. 

5. Soweit ein Berechtigter auf Grund der Änderung 
in Artikel I Nr. 14 eine weitergehende Befriedi¬ 
gung beanspruchen kann, als sie in dem vor dem 
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Inkrafttreten dieses Gesetzes erteilten Bescheid 
vorgesehen ist, hat die zuständige Oberfinanz¬ 
direktion den Bescheid (§ 38) entsprechend abzu¬ 
ändern. 

Artikel III 
Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja¬ 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 


Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel IV 
Inkrafttreten 

Es treten in Kraft 

1. Artikel I Nr. 9 mit Wirkung vom 23. Juli 1957, 

2. Artikel I Nrn. 2 bis 8, Nrn. 10 bis 22, Artikel II 
und III am Tage der Verkündung des Gesetzes. 


Die Bundesregierung hat dem vorstehenden Gesetz 
die nach Artikel 113 des Grundgesetzes erforderliche 
Zustimmung erteilt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 2. Oktober 1964 

Der Bundespräsident 
Lübke 


Der Bundeskanzler 
Ludwig Erhard 

Für den Bundesminister der Finanzen 
Der Bundesminister der Justiz 
Dr. Bücher 


Der Bundesminister der Justiz 
Dr. Bücher 



Nr. 51 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 8. Oktober 1964 
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Bekanntmachung 

über den Schutz von Erfindungen, Mustern und Warenzeichen auf Ausstellungen 

Vom 25. September 1964 


Auf Grund des Gesetzes vom 18. März 1904 be¬ 
treffend den Schutz von Erfindungen, Mustern und 
Warenzeichen auf Ausstellungen (Reiclisgesetzbl. 

S. 141) in Verbindung mit Artikel 129 Abs. 1 des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland 
wird bekanntgemacht: 

Der durch das Gesetz vom 18. März 1904 vorge¬ 
sehene Schutz von Erfindungen, Mustern und 
Warenzeichen tritt ein für 

1. die in der Zeit vom 13. bis 17. Oktober 1964 in 
München stattfindende „Fachausstellung anläß¬ 
lich der 35. Tagung der Deutschen Gesellschaft 
für Gynäkologie", 

2. die in der Zeit vom 2. bis 9. Dezember 1964 in 
Frankfurt stattfindende Ausstellung „Industrielle 
Befestigungsmittel", 

3. die in der Zeit vom 13. bis 20. Januar 1965 in 
Frankfurt stattfindende Ausstellung „Großküchen- 
Ausrüstungen", 

4. die in der Zeit vom 13. bis 21. März 1965 in Mün¬ 
chen stattfindende „Internationale Baumaschinen- 
Messe München 1965", 


5. die in der Zeit vom 21. bis 23. März 1965 in Wies¬ 
baden stattfindende „27. Internationale Sport¬ 
artikelmesse Wiesbaden", 

6. die in der Zeit vom 5. bis 9. April 1965 in Düssel¬ 
dorf stattfindende Veranstaltung „Reinhaltung 
der Luft, Kongreß und Ausstellung Düsseldorf 
1965", 

7. die in der Zeit vom 22. bis 30. Mai 1965 in Düssel¬ 
dorf stattfindende „16. Bundesfachschau für das 
Hotel- und Gaststättengewerbe", 

8. die in der Zeit vom 13. bis 19. Oktober 1965 in 
Düsseldorf stattfindende „INTERKAMA 1965 — 
3. Internationaler Kongreß mit Ausstellung für 
Meßtechnik und Automatik". 

Die in der Bekanntmachung über den Schutz von 
Erfindungen, Mustern und Warenzeichen auf Aus¬ 
stellungen vom 14. Mai 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 333) bezeichnete Ausstellung „Spezielle Digital- 
und Analog-Rechenanlagen", die ursprünglich in 
der Zeit vom 14. bis 19. September 1964 in Frankfurt 
stattfinden sollte, findet unter der neuen Bezeich¬ 
nung „Elektronische Analog- und Digital-Rechen- 
anlagen" in der Zeit vom 9. bis 14. November 1964 
in Frankfurt statt. 


Bonn, den 25. September 1964 


Der Bundesminister der Justiz 
Dr. Bücher 
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— 


Herausqeber: Der Buiidosrninislcr der Justiz. ~ Verlag: Bundesanzeigei Verlagsges. m.b.H., Bonn/Köln. — Druck; Bundesdruckerei. 
Das Bundosqosotzl)latt erstbeint in drei Teilen- In Teil I und 11 werden die Gesetze und Verordnungen in zeitlicher Reihenfolge nach ihrer 
Ausfertigung verkündet. In Teil Ul wird das als fortqelterid festgestellte Bundesrecht auf Grund des Gesetzes über die Sammlung des Bundes- 
rochts vom 10. Juli 1958 (Buridesiiesetzbl. I S. 487) nach Sachgebieten geordnet veröffentlicht. Bezugsbedingungen für Teil III durch den Verlag. 
Ein zei stücke jo cnigeianqenc 24 Seiten DM 0,40 gegen Voreinsendung des erforderlichen Betrages auf Postscheckkonto „Bundesgesetzblatt" 
Köln 3 99 oder n<idi Bezahlung auf Grund einer Vorausrechnung. Preis dieser Ausgabe DM 0,40 zuzüglich Versandgebühr DM 0,15. 











